
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Amtliche Berichte über die Verhandlungen des Badischen
Landtags. 1919-1930

1919

20 (12.4.1919)



2 n . öffentliche Sitzung . 770
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20. öffentliche Sitzung
äm Freitag, den 4. April 1819, vorm. %10 Uhr.

Zu Ziffer 1 derselben : Zweite Beratung über den
Gesetzentwurf , das badisch « Berwaltungsgefetz betr. (Drucks.
Nr . 18) erhält zunächst zur Geschäftsordnung das
Wort :

\

Tagesordnung :

Anzeige neuer Eingänge. Sodann
1 . Zweite Beratung über den Gesetzentwurf , das badische Ber-

waltungsgesetz betr. (Drucks. Nr. 18) , Berichterstatter Abg.
S chön.

2. Mündlicher Bericht der Berfaffungskommiffionund Bera¬
tung über den Gesetzentwurf , die Feier des 1 . Mai betr.
(Drucks. Nr. 24), Berichterstatter Abg. Dr . Sch ofer .

I
t
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Am Regierungstisch : Staatspräsident Geiß , Mini -
ster des Innern Remmele , Mnister für soziale Fürsorge
und öffentliche Arbeiten R ü ck e r t, Minister des Auswärti¬
gen Dietrich und Justizminister Trunk .

Präsident Kopf eröffnet Nach 18 Uhr die Sitzung und gibt
folgende Eingänge bekannt :

1 . Petition des Franz Xaver Klauser in Freiburg als angeb¬
lich Beauftragter der Freiburger Stellenvermittler, das Stel¬
lenvermittlungsgewerbe betr.

2. Petition des Gewerbe - und Handwerkervereins Lahr um
Änderung des Submissionsverfahrens.

Die beiden Petitionen werden der P e t i t i o n s k o m m i s.
s i o n überwiesen.

3 . Schreiben des Abg. Dr. Dietz folgenden Wortlauts :
„Hierdurch erstatte ich Ihnen die Anzeige, daß ich mich veran -

anlaßt sehe, mein Mandat zur verfassunggebenden National¬
versammlung niederzulegen. Ich bitte Sie , das Weitere ge¬
fälligst anordnen zu wollen . Mit den besten Wünschen für
einen segenbringenden Fortgang der Persammlung und für
deren Mitglieder

mit . vorzügl . Hochachtung
Ihr ergebenster Rechtsanwalt D-r . D i e tz.

"

Der Präsident stellt fest, daß nach dem Wahlvorschlag der
sozialdemokratischen Partei im III . Wahlkreis als Ersatzmann
für den Abg. Or . D i e tz der Mechaniker Dionys Meliert
in Rastatt in die verfassunggebende Nationalversammlung ein-

. zutreten hat.

Feryer teilt der Präsident mit , daß die Kommission für
Justiz und Verwaltung soeben einen Bericht übergeben habe
über die Petition des Gustav Siegel in Freiburg, die Zwangs-

■' Vollstreckung gegen Kriegsteilnehmer betr ., mit der Anregung,
dic ê Petition noch auf die heutige Tagesordnung zu setzen.

Das 'Haus ist damit einverstanden .

Hierauf wird in die Tagesordnung eingerreten .

Abg. Straub (Zerrtr.) :
Die Kommission für Justiz und Verwaltung hat sich nnt der

gestern früh im Plenum angeregten Frage, ob die Vornahme
der Gemeinde - , Kreis- und Bezirksratswahlen auf einem
Stimmzettel zweckmäßig erscheint , erneut beschäftigt, und sie
ist auf Grund eingehender Besprechungen zu der Überzeugung
gekommen, namentlich nachdem auch ein gegenteiliger Antrag
nicht gestellt war , insbesondere auch nicht von jener Seite , von
welcher gestern früh die Änderung der getroffenen Regelung
angeregt worden war, von dem Kommiffionsantrag, wie er
ursprünglich gestellt und auch angenommen war, nämlich die
drei Wahlen auf einem Stimmzettel vornehmen zu lassen,
nicht abzugehen .

Präsident Kopf :
Die Sache steht auf der Tagesordnung, ihre Erledigung ist

gestern gewünscht worden , und wir werden sie wohl oder übel
erledigen müssen . Ich kann übrigens Mitteilen, daß soeben ein
besonderer Antrag überreicht worden ist auf Abänderung
des Gesetzes und zwar gerade in der Richtung , die der Herr
Abg. Straub eben erwähnt hat , und die gestern von dem
Herrn Abg. Maier - Heidelberg gewünscht worden ist. Der
Antrag geht dahin :

Der Kommissionsantragzu Art . VI Ziff . 4 (früher Art . III )
wird durch folgende Vorschrift ersetzt: ^

„Die Wahlen der Bezirksräte und der Kreisabgeordneten
werden auf einem gemeinsamen Stimmzettel vorgenommen;
für diese Wahl und die Gemeindewahlkann eine gemeinsame
Wablkommiffion bestellt werden .

"

Ich werde , wenn wir an den betreffenden Artikel kommen,
dem Hauptantragsteller das Wort erteilen. Einstweilen haben
wir zunächst einzutreten in eine allgemeine Beratung deS Ge¬
setzentwurfs .

An Stelle des nicht anwesenden Berichterstatters erhält das
Wort :

Stellv. Berichterstatter Abg . Straub (Zentr. s :

Ich kann mich im Allgemeinen dem anschließen , was der
Herr Berichterstatter zu der Frage der Abänderung des badi¬
schen Verwaltungsgesetzcsbei der ersten Beratung ausgeführt
hat . und was in seinem schriftlichen Bericht niedergelegt ist .
Es handelt sich um die Abänderung einer Bestimmung hin¬
sichtlich der Wahlen der Bezirksräte und der Kreisabgeordneten.
Der Gesetzentwurf schlägt vor , in beiden Wahlen die direkte
Wahl und zwar nach den Grundsätzen der Verhältniswahl vor¬
zunehmen und schlägt weiter vor , diese Wahlen gleichzeitig
mit den Gemeindewahlen vorzunehmen .
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Ihre Kommission war , wie bereits äusgeführt worden ist ,
der Auffassung, daß diesem Gesetzentwurf im Allgemeinen zu¬
zustimmen ist ; sie hat sich in der Hauptsache nur darüber aus¬
gesprochen , in welcher Form diese Verbindung der Bezirksrats¬
und der Kreiswahlen mit den Gemeindewahlen vorgenommen
werden soll. Nach eingehender wiederholter Beratung ist Ihre
Kommission zu der Auffassung gelangt und hat ' en dahin¬
gehenden Antrag gestellt, es sollen diese drei Wa .̂ en in der
Weise gleichzeitig vorgenommen werden , daß die Wahlen auf
einem Wahlzettel getätigt werden sollen und zwar soll aui ;
diesem Wahlzettel enthalten sein die Vorschlagsliste zu den

Kreiswahlen , zu den Bezirksratswahlen und zu d>" Gemeinde¬
wahlen. In Orten , in welchen Gemeindeveror . - ' t zu
wählen sind , .. . i. in Gemeinden unter 200 Einwo .) . . ollen
die Bezirksrats - und die Kreiswahlen mit den ' Gemeinuerats -

wahlen verbünden we ' ^ en ; in den übrigen Gemeinden , in denen
ein Bürgerausschutz . . .igeri ' tet ist , mit der Wahl der Ge-
meindeverordneten bezw . Stadtverordneten .

Ihre Kommission ist zu diesem Antrag gekommen, weil sie
sich gesagt hat : Wenn diese Wahlen in zwei Mahlgängen , also
vor zwei verschiedenen Wahlkommissionen vorgenommen wer-
den sollen oder etwa gar vor drei verschiedenen Wahlkommis¬
sionen, so bestünde leicht die Gefahr der Abgabe ungültiger
Wahlzettel , weil es leicht Vorkommen könnte, daß ein Wahlbe¬
rechtigter den Stimmzettel für die Bezirksrats - oder die Kreis¬

abgeordnetenwahl in die Wahlurne zur Gemeindewahl hinein ,

legen würde und umgekehrt, und um dies zu vermeiden hat
man die einheitliche Liste vorgeschlagen. Ihre Kommission hat
sich nicht verhehlt, daß man insbesondere mit technischen Schwie.

rigkeiten zu rechnen haben werde bei der Zusammenstellung der

Stimmzettel . Es wurde insbesondere darauf hingewiesen, daß
die Sttmmzettel für die Kreiswahlen und für die Bezirksräte
für einen ganzen Bezirk einheitlich herzustellen und abzugeben

jtttb, daß aber die Sttmmzettel für die einzelnen Gemeinden
icweils andere sein werden , und es deswegen sehr leicht Vorkom¬
men könnte, daß bei den Gemeindewahlen , bei denen vielfach
nicht polittsche sondern örtliche Interessen zu wahren sind, der

Fall eintreten könnte, daß die Wahlen nicht nach politischen
Gesichtspunkten, sondern nach rein lokalen Gesichtspunkten ge¬
tätigt werden müssen . Die Bezirksorganisattonen der verschiede¬
nen Parteien kämen daher in die Lage, Sttmmzettel drucken zu
lassen, die für die einzelnen Gemeinden teilweise nicht brauch-

bar seien. Es wäre aber auch vielfach technisch nicht durch¬

führbar , weil ja die Aufdrucke für die Gemeindewahlen nach¬
träglich für jede Gemeinde aufgesetzt und dazugedruckt werden

müßten , und weil die Vorschläge für die Gemeindewahlen viel-

fach nicht nach polittschen Gesichtspunkten ausgestellt werden.

Nach eingehender Überlegung ist Ihre Kommission zu der

Überzeugung gekommen, daß technisch der Vorschlag, wie er

von Ihrer
'
Kommission zur Annahme empfohlen wird , wohl

durchzuführen ist . Es könnten , da es sich um reine Bezirks¬
wahlen handelt , von einer Druckerei die Platten für die

Kreis - und Bezirksvorschläge der verschiedenen Parteien herge¬

stellt werden , und es müßte dann jeder einzelnen Gemeinde

überlassen bleiben, sich die nötigen Nachdrucke und Aufdrucke für
die Gemeindewahlen zu bestellen und sich dann gleichzeitig die

Vorschläge für die 3 Wahlen auf einen Wahlzettel drucken zu
lassen. Ihre Kommission hat daher nicht geglaubt , der neuer¬

dings gegebenen Anregung einer Trennung der Wahl zur Ge¬

meinde einerseits und zum Bezirksrat und zur Kreisver¬

sammlung andererseits nachgeben zu sollen.

Das wären in der Hauptsache die Streitpunkte , um die es

sich in den letzten Tagen gedreht hat , und deswegen ist Ihre
Kommission nach reiflicher Überlegung in einer Sitzung Astern
Mittag zu der Auffassung gelangt , es solle an dem Kommissions¬
beschluß , wonach die Wahlen gleich ;eilig durch einen Sttmm¬

zettel zu tättgen find, festgehalten werden .

1 In der allgemeinen Beratung meldet fich niemandlzum Wort :

FnderEinzelberatung ruft der Präs i den t die ein-

zelnen Artikel des Gesetzentwurfes in der Fassung wie er

aus der ersten Beratung hervorgegangen war , der Reihe nach
"Vf.

Abg. Dr . Glöckner (D . Dem . P .s regt zunächst an , künf¬

tighin zu zweiten Lesungen von Gesehen , die Gesetzentwürfe
in der Fassung, die sie in der ersten Lesung erhalten haben , zu
drucken , wie dies im Reichstag üblich war , damit jeder Abgeord-

nete bei der zweiten Lesung den maßgebenden Wortlaut des

Gesetzentwurfes vor Augen habe.

Die Artikel I bis V werden ohne Debatte in der bei der

ersten Lesung beschlossenen Fassung angenommen .

Ebenso werden die Ziffern I bis 3 des Artikels VI
in der Fassung der ersten Lesung angenommen . »

Zu Artikel VI Ziffer 4 . welche bei der ersten Lesung
mit folgendem Wortlaut angenommen wurde :

..Die Wahlen der Stadt - bezw. Gemeindeverordneten ,
der Bezirksräte und der Kreisabgeordneten werden auf
einem Stimmzei el vorgenommen

" ,
liegt ein Antrag der Abgg . Dr . Schofer und Gen . vor , wo¬

nach Ziffer 4 lauten soll :
»Die Wahlen der Bezirksräte und der Kreisabgeordneten

werden auf einem gemeinsamen Stimmzettel vorgenom¬
men.

Für diese Wahlen und die Gemeindewahlen kann esne
gemeinsame Wahlkommiffion bestellt werden .

"

Zur Begründung dieses Antrages erhält das Wort :

Abg . Dr . S ch o f e t (Zentr .) :

Man mutz solche Vorschriften, die direkt in die Praxis hinein¬
greifen , da die Praxis bekanntlich verschieden ist und auch die

Verhältnisse sehr verschieden liegen , möglichst so fassen , daß
allen Möglichkeiten Rechnung getragen wird . Wenn wir nur

städtische Bevölkerung hätten , würde ich natürlich sagen : Wir

machens aus einem Zettel . Wenn ich aber sagen muh : Wir
haben Gemeinden von verschiedenster Fa ?on , von verschiedenster
Fa ?on auch nach der Parteikonstellation ; es gibt Gemeinden ,
die ihre Gemeindewahlen absolut nicht nach polittschen Ge.

sichtspunkten tättgen und gar nicht in der Lage find, fie nach
polittschen Gesichtspunkten zu tätigen , so paßt eben der Vor¬

schlag nicht, der jetzt im Gesetze steht. Deswegen bin ich der

Meinung , wir müssen die Möglichkeit zulassen, auf getrennten
Zetteln abzusttmmen.

Um aber nun hier einem zu großen Apparat vorzubeugen,
ist die Möglichkeit gegeben, Nur eine Wahlkommission einzu -

sehen und die zwei Sttmmzettel sogar in einen Umschlag zu
stecken , so daß keine Verwechslung vorkommt, sie dürfen nur
verschiedene Farbe haben oder so gekennzeichnet sein, daß der'

eine für die Gemeindewahl , der andere für die beiden anderen
Wahlen bestimmt ist , so daß eine Verwechslung absolut ausge¬
schlossen ist. Dann kann nur eine Wahlkommission ernannt ,
es kann ein Wahlkubert benutzt und eine einzige Wahlurne
aufgestellt werden , und wir erreichen damit absolut sicher , daß
eine Verwechslung nicht eintritt . Es ist dann auch für die¬
jenigen , welche die Wahlen in die Wege zu leiten haben , die
Möglichkeit gegeben , den verschiedenstenVerhältnissen Rechnung
zu tragen . Wenn dagegen auf einer einzigen Liste , aus einem
einzigen Zettel sämtliche drei Listen stehen, dann ist es für die,
welche von einer Zentralstelle aus — sagen wir einmal ,
von Heidelberg, von Mannheim oder von Frerburg aus —

die Umgebung dirigieren sollen, ungeheuer schwer , für jede ein-

zelne Gemeinde den Gemeindevorschlag auszubringen , nament .
lich dann sehr schwer, wenn z . B . in einer Gemeinde dieselbe
Partei sich im Punkte der Gemeindewahlen in zwei oder drei

Gruppen teilt . Dann ist es ja unmöglich, zu bestimmen, welche
sich z . B . ans Zentrum und welche sich wo anders hin wenden

sollen . Das ist ja ganz ausgeschlossen .
Deshalb müssen wir nach meinem Dafürhalten diese weiter¬

gefaßte Besttmmung hereinbringen , die ich vorgeschlagen habe.
Ich glaube , aus diesen Vorschlag sollten wir uns einigen und
dann der Verwaltung die näheren Besttmmungen überlassen.
Die Verwaltungsbeamten haben auch in diesen Dingen eine

reiche Erfahrung , sie kennen die Konfiguration der verschiede¬
nen Gegenden und Gemeinden und können hier durch den Ver¬

waltungsweg das Nötige anordnen . Mein Antrag läßt den

entsprechenden Raum für alle diese Besttmmungen, die ich eben

mündlich gestreift habe. Ich bitte Sie deswegen, meinem An»

trage zuzusttmmen.

In der Beratung erhalten das Wort :

Abg. Wiebeman « (Zentr .) :

Ich kann mich dem Anträge des Herrn Kollegen Dr . Scho ,

fer vollständig anschließen. Ich glaube , daß er alle- ine Be.
denken beheben wird, die wir in der Kommission auch schon
geäußert haben. Insbesondere muß der Grundsatz obenan
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stehen , daß nur eine Kommission tätig ist und nur eine Wahl,
urne aufgestellt wird . Wenn wir drei Kommissionen arbeiten
lassen und drei Wahlurnen aufstellen würden , gäbe das eine
heillose Verwirrung . Übrigens wäre es gar nicht Möglich, soviele Wahlumschläge zu beschaffen , wie für die Gemeinde-Wahl^die Bezirksratswahl und die Wahl der Kreisabgeordneten nötig
sein würden.

Ich kann mich kurz fasten : Der Antrag des Herrn KollegenDr . S ch o f e r wird das Richtige treffen und beläßt der Be¬
hörde den nötigen Spielraum . Wenn für die Wahl der Be¬
zirksräte und der Kreisabgeordneten etwa ein farbiger Wahl¬
zettel vorgeschrieben wird — ich verstehe darunter einen nicht
weißen Wahlzettel —, ist es auch für die Wahlkommission ganz
einfach , wenn sie das Wahlkouvert öffnet, legt sie die farbigen
Zettel auf ein Häuflein und die Gemeindewahlzettel auf ein
anderes , und dann ist auch die Zählung schnell erledigt . Also
jedenfalls ist es wünschenswert oder muß wenigstens verlangt
werden, daß die eine Gruppe einen farbigen Wahlzettel be¬
kommt.

Auch für die Parteiorganisationen wird es auf diesem Wege
leichter sein , ihre Vorschläge zu machen . Die Bezirksorgani¬
sationen, welche Kandidaten für den Bezirksrat aufstellen und
für die Kreiswahlen , werden dann diese Vorschlagslisten bezw .
die Wahlzettel hinausschicken in die einzelnen Gemeinden ,
während die Parteivertretungen in den Gemeinden für ihre
Gemeindewahlzettel sorgen müssen. Die Bezirksorganisationen
haben dann nur die Arbeit, die Wahlzettel in die Gemeinden
hinauszuschicken . Ich glaube , auf diesem Wege kommen wir
am besten zum Ziel.

Abg . Maier - Heidelberg (Soz .) :

Ich habe gestern den Antrag gestellt , die Sache nochmals in
Erwägung zu ziehen, weil ich nach reiflicher Überlegung und
Durchdenkung der ganzen Angelegenheit zu der Meinung ge.
kommen bin , daß der bisherige Beschluß in seiner praktischen
Durchführung unhaltbar gewesen wäre . Ich stimme deshalb
den Ausführungen des Antragstellers , des Herrn Abg . Dr .
Schäfer zu und werde auch für seinen Antrag stimmen.

Die Beratung wird geschloffen.
Der Antrag der Abgg . Dr . Schäfer und Gen .

wird mit Stimmenmehrheit angenommen .
Art . VI , Z i f f. 5 , wird ohne Debatte in der Fassung der

ersten Lesung angenommen .
Bei der hierauf folgenden namentlichen Abstimmung wird

der Gesetzentwurf mit der zu Art . VI Ziff . 4 beschloffenen
Änderung in der Fassung der ersten Lesung mit 79 Stimmen
angenommen .

Zu Ziffer 2 der Tagesordnung : Mündlicher
Bericht der Verfasfungskommission und Be¬
ratung über den Gesetzentwurf, die Feier des 1. Mai
betr ., gibt der Präsident bekannt, daß nach Mitteilung des
Vorsitzenden der Verfassungskommission, die Kommission heute
nicht in der Lage sei, über den Gesetzentwurf Bericht zu er¬
statten, da die Regierung erst gehört werden solle.

Der Gegenstand wird daher mit Zustimmung des Hausesvon der Tagesordnung abgesetzt .

Zu dem nachträglich auf die Tagesordnung gesetzten Punk :
Bericht der Kommission für Justiz und Ver¬
waltung , und Beratung über die Petition deS
Gustav Siegel in Freiburg i. Br ., die Zwangsvollstreckung
gegen Kstiegsteilnehmer betr . erhält an Stelle des verhinderten
Abg. Schön das Wort :

Stellv . Berichterstatter Abg. Dr . Leser (D. Dem . P .) :
An Stelle meines durch die Teilnahme an einer Sitzung deS

Kreisausfchustes Villingen abgehaltenen Freundes Schön be.
richte ich über die Eingabe des Gustav Siegel in Freiburg im
Breisgau , die Zwangsvollstreckung gegen Kriegsteilnehmer betr .

Die Eingabe wünscht , daß die Möbel eines Schuldners , die
nicht zu den Kompetenzstücken gehören, insbesondere , wenn eS
sich um einen böswilligen Schuldner und um einen bedürftigen
Gläubiger handle , trotz der Kriegsteilnehmereigenschaft des
Schuldners der Zwangsvollstreckung unterliegen sollen.

Die Verordnung des Rats der Volköbeauftragten vom 14. De.
zember 1918 zum Schutze der Kriegsteilnehmer gegen Zwangs¬
vollstreckungen bestimmt, daß die Zwangsvollstreckung gegeneinen Schuldner , der Kriegsteilnehmer ist oder war , bis zum
1. Juli 1919 nur mit Bewilligung des Vollstreckungsgerichts
zulässig ist . Die Bewilligung darf nur erteilt werden , wenn
ihre Versagung nach den Umständen des Falles offenbar un¬
billig wäre . Vor der Bewilligung ist der Schuldner zu hören.
Gegen die Entscheidung findet die sofortige Beschwerde statt .

Unterschied zwischen der Vollstreckung in Grundstücke
und in Fahrnisse ist also in der Verordnung nicht gemacht . We
indes zu Tage liegt, daß es dem Gläubiger billigerweise nicht

fugemutet werden kann , zuzuwarten, kann die Zwangsvoll-
treckung bewilligt werden . Dem Wunsche des Gesuchstellers

ist also dadurch, daß die Abwägung der Umstände des Nnzel -
falles zugelassen ist, bereits in weitem Umfange Rechnung ge¬
tragen .

Die Kurze Anfrage der Abgg. Niederbühl und Gen . vom
12. Februar dieses Jahres hat die längere Beibehaltung .der
Verordnung vom 14. Dezember vorigen Jahres über den 1 . Juli
1919 hinaus angeregt . In der 4. Sitzung dieses Hauses vom
4. März dieses Jahres hat der Herr Justizminister erklärt ,
falls sich vor dem 1 . Juli dieses Jahres ergebe , daß eine Ver .
längerung erforderlich sei , so werde die Regierung bei dem
Reichsministerium der Justiz dafür eintreten . Es dürfe aber
nicht außer Acht gelaffen werden , daß auch die Gläubiger .
Interessen Schutz verdienen. Die ganze Frage ist sonach nock
im Fluß , und daher kommt der Ausschuß für Justiz und Ver¬
waltung entsprechend dem Vorschlag des Berichterstatters , zu
dem einstimmigen Antrag : Die Nationalversammlung wolle
beschließen , die Eingabe des Gustav Siegel in Freiburg , die
Zwangsvollstreckung gegen Kriegsteilnehmer betr . , der Re¬
gierung als Material zu überweisen .

In der Beratung meldet sich niemand zum Wort .

Der Antrag der Kommission wird ange¬nommen .

Nach einer kurzen GeschäftSordnungSdebatte über den Zeit¬
punkt, auf welchen die nächste Sitzung anberaumt werden soll ,wird die Sitzung nach 11 Uhr geschloffen.
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